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Wenn es um das transatlantische Freihan-
delsabkommen (TTIP) geht, plagen die
Franzosen ähnliche Sorgen wie die Deut-
schen. Chlorhühnchen, Hormonfleisch,
Übermacht der Konzerne und undurch-
sichtige Schiedsgerichte – so lauten auch
jenseits des Rheins die Befürchtungen. Wo-
bei das Interesse an TTIP geringer er-
scheint als in Deutschland. Erst im Europa-
wahlkampf im Frühjahr rückte das Thema
richtig in den Vordergrund. Während Präsi-
dent François Hollande die Verhandlungen
zügig vorantreiben will, setzen radikale
Parteien der Linken und der Rechten alles
daran, den Vertrag zu verhindern.

Am weitesten geht dabei die Rechtsau-
ßenpartei Front National, die bei der Euro-
pawahl stark abschnitt. Parteichefin Ma-
rine Le Pen nennt das Freihandelsabkom-
men „eine ultraliberale, antidemokrati-
sche, wirtschaftsfeindliche und unsoziale
Kriegsmaschine“. Alle Regeln beim Um-
weltschutz, der Landwirtschaft und der Le-
bensmittelsicherheit würden zugunsten
der multinationalen Konzerne geändert.
Ein „Albtraum“, findet Madame Le Pen.
Ähnlich argumentieren Kommunisten
und Linkspartei. Auch die Grünen warnen
vor TTIP und davor, dass Firmen Frank-
reich verklagen könnten, weil es Gentech-
nik im Essen und Fracking verbietet.

Die Befürworter des Abkommens ver-
sprechen sich dagegen mehr Wachstum
für die gebeutelte französische Industrie,
einen besseren Zugang zu öffentlichen Auf-
trägen in den USA und mehr europäischen
Einfluss auf globale Industrie- und Han-
delsstandards. Präsident Hollande möchte
schnell weiterverhandeln, bevor die Ängs-
te im Volk das Abkommen stoppen. Auch
seine Sozialisten sind für die Verhandlun-
gen, möchten dabei aber eher bremsen. Sie
betonen die „roten Linien“ bei den Gesprä-
chen, zum Beispiel beim Umwelt- und Da-
tenschutz. Die konservative Oppositions-
partei UMP spricht sich im Prinzip für
TTIP aus. Doch auch in ihren Reihen gibt
es etliche Skeptiker. Ende Mai lehnte die
Nationalversammlung einen Resolutions-
entwurf der Linksparteien ab, der einen
Stopp der Verhandlungen fordert.

Allgemein werden in Frankreich die an-
gelsächsisch dominierte Globalisierung
und der grenzenlose Kapitalismus sehr kri-
tisch gesehen. Vom französischen Staat
wird traditionell erwartet, dass er die Wirt-
schaft energisch lenkt und die Bürger
schützt. Besonders besorgt sind die franzö-
sischen Bürger, wenn sie die „exception
culturelle“ Frankreichs in Gefahr sehen.
Gemeint ist die energische Förderung ih-
rer Sprache und ihres Kinos, von Literatur
und Chansons. Hier soll der Staat weiter
mit Subventionen, Quoten und Sondersteu-
ern helfen dürfen. Die französische Regie-
rung setzte daher vergangenes Jahr in
Brüssel mit einer Veto-Drohung durch,
dass der audiovisuelle Sektor vorerst von
den Verhandlungen mit den USA ausge-
klammert wird. Schon Jacques Chirac hat-
te in seiner Zeit als Präsident gesagt: „Völ-
ker wollen Güter tauschen, nicht aber ihre
Seele verkaufen.“  stefan ulrich

In Großbritannien haben es die Gegner des
Freihandelsabkommens TTIP schwer.
Nicht dass sie in ihrem Protest einge-
schränkt oder gar behindert würden. Das
Problem ist, dass sich auf der Insel kaum je-
mand wirklich für das Thema zu interessie-
ren scheint. Da viele Briten ohnehin der An-
sicht sind, dass man mehr Handel mit den
USA treiben solle, können sie in einem ent-
sprechenden Abkommen keine Gefahren
erkennen. Das ist sicherlich auch der „spe-
cial relationship“ der beiden Länder ge-
schuldet, den traditionell besonderen Be-
ziehungen zwischen Vereinigtem König-
reich und Vereinigten Staaten.

Dieser Mangel an Interesse zeigt sich
auch in den Medien, wo das Thema verhält-
nismäßig selten verhandelt wird. John
Hilary, Direktor der Wohltätigkeitsorgani-
sation „War on Want“, beklagt, dass außer
einigen wenigen Artikeln im Guardian
oder im Independent eine kontinuierliche
Berichterstattung nicht stattfinde, anders
als beispielsweise in Deutschland oder in
Frankreich. Hilary ist einer der profiliertes-
ten Gegner des TTIP auf der Insel. Seine Or-
ganisation, die sich besonders in der Ar-
mutsbekämpfung engagiert, hat Mitte Juli
mehrere Protestveranstaltungen in Birming-
ham, Manchester und London organisiert.

Die britischen Gegner sind besonders
besorgt, welche Auswirkungen TTIP auf
den Nationalen Gesundheitsdienst NHS ha-
ben könnte. Jeder Einwohner Großbritan-
niens hat Anspruch auf kostenlose medizi-
nische Versorgung, das wird vom Staat ga-
rantiert und finanziert. Zwar gibt es immer
wieder Klagen über den NHS, zum Beispiel
wegen zu langer Wartezeiten auf Operatio-
nen, aber im Grundsatz gilt er den Briten
als eine ihrer größten Errungenschaften.

Das Problem in Bezug auf das TTIP: In
den vergangenen Jahren sind Teile des
NHS privatisiert worden. Auch Befürwor-
ter machen sich Sorgen, dass ein Abkom-
men bedeuten könnte, dass US-Konzerne
sich in den NHS einkaufen und das briti-
sche Gesundheitssystem sich dadurch
langfristig dem der USA angleicht.

Für die TTIP-Gegner bedeutet die poten-
zielle Gefährdung des Gesundheitsdiens-
tes die Chance, mittelfristig vielleicht doch
mehr Aufmerksamkeit zu bekommen,
denn beim Thema NHS werden viele Bri-
ten hellhörig. Len McCluskey, Chef der Ge-
werkschaft Unite, die mehr als drei Millio-
nen Mitglieder hat, meint, es bestehe kein
Zweifel, dass das Gesundheitssystem
durch TTIP gefährdet sei. In der letzten par-
lamentarischen Fragestunde vor der Som-
merpause wurde Premierminister David
Cameron von mehreren Abgeordneten ge-
fragt worden, was er gegebenenfalls dage-
gen zu tun gedenke. Cameron blieb vage.
Soweit er das überblicken könne, bestehe
keine Gefahr. Der Premier sagte auch, er
wolle das Thema nicht in dieser Kürze be-
handeln und werde dem Chef der Oppositi-
on einen Brief schreiben, in dem er die Posi-
tion der Regierung darlege. Mit anderen
Worten: Seine Berater werden sich das The-
ma in der Sommerpause etwas genauer an-
sehen müssen.   christian zaschke

Die Bürger in den skandinavischen Länder
sind zwiegespalten. Einerseits hoffen sie
auf einen wirtschaftlichen Aufschwung,
andererseits wächst die Besorgnis, dass
durch ein Freihandelsabkommen Um-
welt- und Verbraucherstandards aufge-
weicht werden könnten. Besonders kri-
tisch betrachtet wird die geplante Investiti-
onsschutzklausel ISDS, die Teil des Abkom-
mens werden könnte. Danach könnten
Konzerne Staaten vor privaten und geheim
tagenden Schiedsgerichten verklagen,

wenn sie ihre Rechte verletzt sehen. Vor al-
lem die Grünen sehen darin eine Gefahr
für die Demokratie. Öffentlich diskutiert
wird jedoch über das Vorhaben wenig, Me-
dien berichten selten darüber, und es gibt
auch kaum Bürgerproteste.

Dass etwa Schweden, wie Deutschland
ein Exportland, von dem Abkommen profi-
tieren könnte, wird jedoch nicht infrage ge-
stellt. Sieben Prozent aller schwedischen
Ausfuhren gehen in die USA. Ähnliches gilt
für Finnland und Dänemark. Schwedens
Regierung sei begierig darauf, dieses Ab-
kommen abzuschließen, sagte Kajsa B
Olofsgård, Chefin der Abteilung für Inter-
nationalen Handel im Außenministerium,
noch im Frühjahr. Um 17 Prozent soll TTIP
die schwedischen Exporte in die USA stei-
gern, so die Erwartungen. Selbst die meis-
ten Gewerkschaften haben sich für das Ab-
kommen ausgesprochen.

Was allerdings für Dänemark, Finnland
und Schweden gilt, trifft nicht für Norwe-
gen zu. Es ist als einziges skandinavisches
Land nicht Mitglied in der EU und deswe-
gen von dem Abkommen ausgeschlossen
– ein Wettbewerbsnachteil, den vor allem
die für Norwegen wichtige Fischindustrie
fürchtet.  silke bigalke

Albtraum und
Chance

Das Freihandelsabkommen ist in Mittel-
und Osteuropa kein Thema, das die Gemü-
ter erregen könnte. Zwar sind die Regierun-
gen der elf Länder, die seit 2004 der Euro-
päischen Union beigetreten sind, routine-
mäßig mit den seit einem Jahr nun laufen-
den Verhandlungen befasst. Doch in der Öf-
fentlichkeit findet das kaum Niederschlag,

die Medien berichten wenig. Auch Proteste
gab es bisher nicht. Offenkundig herrscht
ein breites Desinteresse, auch in der Wirt-
schaft. Experten wie Roman Rewald von
der amerikanischen Handelskammer in
Warschau halten es deshalb für notwen-
dig, erst einmal für einen kräftigen Infor-
mationsfluss zu sorgen, den es bislang
nicht gebe. Seiner Ansicht nach liegt dies
daran, dass bei solchen Prozessen die Betei-

ligung der Zivilgesellschaft noch nicht
sehr weit entwickelt ist, auch nicht in Po-
len, dem größten und am weitesten fortge-
schrittenen der neuen EU-Länder. Die ame-
rikanische Handelskammer macht in War-
schau wie in anderen Hauptstädten das Ih-
re, um für TTIP zu werben. US-Außenmi-
nister John Kerry lockte die Polen vor ei-
nem halben Jahr bei einem Besuch mit der
Aussicht auf einen fulminanten Wirt-
schaftsaufschwung. So könnten Autopro-
duzenten mit kräftigen Zuwächsen rech-
nen, etwa das Werk von General Motors im
schlesischen Gleiwitz.

Der Wirbel, den 120 internationale Bür-
gerorganisationen jüngst mit einer ge-
meinsamen Erklärung in Brüssel mach-
ten, fand in Mittel- und Osteuropa kaum
Beachtung. Umwelt- und Verbraucherthe-
men empfinden die meisten Bürger als
nachrangig. Die Anzahl der Initiativen auf
diesem Gebiet ist klein und ihre Durch-
schlagskraft gering.  klaus brill

Gesundheitssystem
in Gefahr

In Italien dreht sich wie immer alles ums
Essen, auch bei TTIP. Lebensmittel- und
Agrarprodukte made in Italy zu schützen,
ist aus Sicht des Landes ein besonders kriti-
scher Punkt bei dem geplanten Abkom-
men. Viele der berühmten Produkte wie
Pasta, Mozzarella und Salami werden nach-
geahmt, nicht nur in den USA. „Und der Ver-
braucher glaubt, ein Original zu erwerben,
weil das Imitat verpackt ist mit dem
„Sound of Italy“, wie es Luciano Monti
nennt, Dozent für Europäische Wirt-
schaftspolitik an der LUISS-Universität in
Rom. Italien will deshalb Vorschriften, die
das ausschließen. Doch da gibt es Wider-
stände bei den Amerikanern.

Ein großes Thema ist TTIP in den italie-
nischen Medien aber trotzdem nicht,
schon gar nicht bei den Bürgern. Zwar wird
unter Verbraucherschützern heiß disku-
tiert, vor allem über eine Marktöffnung für
gentechnisch-veränderte Lebensmittel.
Monti geht jedoch davon aus, dass „ein Ab-
kommen kommen muss und kommen
wird“. Beim Unternehmerverband Confin-
dustria „steht die Unterstützung für das
TTIP außer Zweifel“, wie Licia Mattioli
sagt, die Präsidentin des Ausschusses für
Internationalisierung. Sie drängt die Unter-
händler zur Eile, mahnt aber an, Lösungen
zu finden, wo und wie mögliche Rechts-
streitigkeiten künftig geklärt werden.
Trotz der positiven Grundhaltung zu TTIP
gibt es aber auch in der Wirtschaft Ängste.
Sorgen machen sich etwa die Selbständi-
gen, die für eine Besonderheit der italieni-
schen Wirtschaft stehen: Immerhin ma-
chen Kleinunternehmen mit weniger als
zehn Angestellten 94 Prozent der Firmen
im Land aus. Ihr Problem: Sie sind zu klein,
um sich internationalisieren zu können,
und fürchten deshalb, nur die USA würden
profitieren. Deshalb wünscht sich Experte
Monti auch, dass Italiens Regierung das
Thema besser öffentlich bekannt macht
als bisher.  andrea bachstein

von a. hagelüken,
m. kolb und s. liebrich

W as war das für ein harmonisches
Bild im Sommer 2013: die EU-
Länder – samt und sonders einig.

Alle Staaten stimmten dafür, mit den USA
mehr Freihandel zu vereinbaren. In den
Chor mischten sich euphorische Stimmen
wie die von Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel, die von einem „historischen Abkom-
men“ schwärmte. Nur die Franzosen for-
derten wie häufig eine Extrawurst – und
bekamen sie gebraten: Die Amerikaner si-
cherten zu, den Schutz für europäisches Ki-
no und Fernsehen zu respektieren. Und die
anderen EU-Staaten? Machten einfach
mit, weil sie der Verheißung glaubten, das
TTIP-Abkommen bringe 120 Milliarden
Euro mehr Wirtschaftsleistung im Jahr.

Inzwischen hat sich das Bild getrübt.
Vor allem in Deutschland wird heftig ge-
stritten, ob der Vertrag den Bürgern nicht
mehr Nachteile als Vorteile bringt: Fleisch
von hormonbehandelten Rindern und Gen-
food und milliardenschwere Konzernkla-
gen gegen Umwelt- und Gesundheitsstan-
dards, die den Europäern wichtig sind. EU-
Handelskommissar Karel De Gucht ver-
sucht, solche Befürchtungen zu zerstreu-
en, bekommt dabei von den Regierungen
aber nicht mehr volle Unterstützung.

Steht das Abkommen deshalb nun auf
der Kippe? SZ-Korrespondenten, die sich
in Europa umgehört haben, zeichnen ein
differenziertes Meinungsbild. Zunächst
mal haben die Turbulenzen im größten
Mitgliedsstaat ausgestrahlt. „Die deutsche
Diskussion befördert die Skepsis in Frank-
reich“, erzählt ein Kenner der Lage. Aus
dem zweitgrößten EU-Land, wo antikapita-
listischer Furor traditionell rasch auf-
flammt, kommen kritische Töne selbst
von Regierungspolitikern. Bedenken gibt
es in Österreich, wo sich die Kronen-Zei-
tung mit der Kampagne „STOPP dem US-
Freihandelsabkommen“ eindeutig positio-

niert hat, und im kleinen Luxemburg. Letz-
teres ist bemerkenswert, weil es auch auf
den Luxemburger Jean-Claude Juncker
als künftigen EU-Kommissionschef an-
kommen wird, wenn das Abkommen mit
den USA etwas werden soll. In seiner Regie-
rungserklärung ließ es der Konservative
an Begeisterung für das Abkommen man-
geln. Dafür betonte er, es dürfe keine Ab-
striche an europäischen Standards geben
– und keine Umgehung nationaler Gerich-
te durch Konzernklagen. Was mancher
Kundige bereits als Hinweis wertet, Jun-
cker werde den Investorenschutz opfern,
um die Kritiker zu besänftigen.

In der noch amtierenden Kommission
wird gesagt, die Skepsis mancher Staaten
stelle nur einen Teil der Realität dar. Auf
Reisen höre De Gucht statt Bedenken öfter
Nachfragen, warum es nicht schneller ge-
he mit den Verhandlungen. Die Osteuropä-
er sind wie meist für eine stärkere Bindung
an die USA, den einstigen Vorkämpfer ge-

gen den Eisernen Vorhang. Und in Südeuro-
pa ist nach fünf Jahren Euro-Krise alles ge-
fragt, was Wachstum verspricht. Ursprüng-
liche Sorgen, das Abkommen helfe US-Au-
toherstellern, Konkurrenten wie Fiat oder
Peugeot plattzumachen, sind gewichen:
Nach dem Handelsvertrag mit Südkorea,
das ebenfalls veritable PKW-Hersteller be-
sitzt, erlitten EU-Firmen keine Nachteile.

Wie geht es also weiter? In der Kommis-
sion wird darauf verwiesen, dass der Brüs-
seler Gipfel, der Juncker inthronisierte, ein
starkes Bekenntnis zu TTIP abgab. Noch
2015 soll es so weit sein. „Das hat auch Herr
Hollande unterschrieben“, betont ein hoch-
rangiger Insider. In Deutschland galt der
Koalitionspartner SPD lange als möglicher
TTIP-Blockierer. Inzwischen herrscht die
Einschätzung vor, die Parteigranden Sig-
mar Gabriel und Frank-Walter Steinmeier
stünden gemeinsam zum Abkommen und
versuchten, SPD-interne Kritiker lediglich
einzubinden. Ein Verzicht auf den Investo-

renschutz könnte als Besänftigung dienen.
Strittig ist allerdings nach wie vor, ob nur
das EU-Parlament und die Regierungen
oder zusätzlich die nationalen Parlamente
zustimmen müssen. Die nächste Belas-
tungsprobe wartet schon: Kommissar De
Gucht ist entschlossen, diese Frage vom
obersten EU-Gericht klären zu lassen. Soll-
ten die Richter zu dem Schluss kommen,
dass alle 28 nationalen Parlamente zustim-
men müssen, könnte es eng werden.

Vor allem in Deutschland hoffen viele
Kritiker darauf, dass es gar nicht erst zu ei-
ner Abstimmung kommt. Sie fordern laut-
stark einen Abbruch der Gespräche. Das
ist allerdings kaum möglich, schließlich ha-
ben alle 28 EU-Länder die EU-Kommissi-
on mit den Verhandlungen beauftragt. Ei-
ne Änderung des Verhandlungsmandats
müsste einstimmig erfolgen, und das gilt
als unwahrscheinlich. Die Gegner lassen
sich dadurch aber nicht demotivieren. In
Brüssel wurde jüngst eine Europäische
Bürgerinitiative namens „Stop TTIP“ prä-
sentiert. Mit dabei sind 148 Organisatio-
nen aus 18 Staaten, darunter BUND und
der Deutsche Kulturrat. Mindestens eine
Million Menschen in sieben EU-Staaten
müssen unterschreiben, damit die Initiati-
ve Erfolg hat. Dann muss die Brüsseler
Kommission Stellung beziehen, und es
kommt wohl zu einer Debatte im EU-Parla-
ment, wo TTIP umstritten ist. Rechte, Lin-
ke und Grüne sind dagegen, die Konservati-
ven dafür und die Sozialdemokraten ge-
spalten.

Obwohl sich die Gegner regelmäßig in
Brüssel treffen, fehlt ihnen aber bisher ei-
ne länderübergreifende Strategie. Das soll
sich ändern. Unter dem Motto „Drängt die
Macht der Konzerne zurück!“ ist für den 11.
Oktober ein europaweiter Aktionstag ge-
plant. Geht es nach Susan George von Attac
Frankreich, sollten Kritiker auf die „Dracu-
la-Strategie“ setzen: „Wenn die Verhand-
lungstexte ans Licht kommen, dann geht
es TTIP wie einem Vampir. Es stirbt.“

In Spanien haben sie ganz andere Sorgen
als den Freihandel. Die Finanz- und Euro-
Krise ist längst nicht überwunden. Die Ar-
beitslosigkeit ist nach wie vor erschre-
ckend hoch. So ist es wohl auch zu erklä-
ren, dass eine große Mehrheit der Spanier
vermutlich noch nie etwas von dem Han-
delsabkommen zwischen der EU und den
USA gehört hat, das hier kurz ACTI heißt.
Die Wirtschaftspresse berichtet zwar über
die Proteste, vor allem bei den Deutschen.

In Spanien aber gibt es keine große politi-
sche Kontroverse darüber, im Gegenteil:
Sowohl die regierenden Konservativen un-
ter Premierminister Mariano Rajoy als
auch die größte Oppositionspartei, die Sozi-
alisten, stehen voll und ganz hinter dem Ab-
kommen. Der Hispanic Council, ein Think-
tank, der sich als Brückenbauer zwischen
Millionen von US-Amerikanern mit spani-
schem Hintergrund und dem Königreich
Spanien versteht, lief offene Türen ein, als
er begeistert vermeldete: Eine Auswer-
tung von Studien bestätige, dass das kri-
sengeschüttelte Spanien zu den Gewin-
nern des Freihandels gehören werde. Mit-
telfristig würden 143 000 Arbeitsplätze ge-
schaffen, die Einkommen sollen um 6,6
Prozent steigen. Unklar bleibt aber, worauf
sich diese für eine Schätzung erstaunlich
präzisen Zahlen gründeten. Doch in Spani-
en stört sich daran kaum jemand.

Vor allem die Produzenten von Agrarpro-
dukten wie Wein, Oliven und Olivenöl so-
wie Schinken hoffen auf eine Steigerung ih-
rer Ausfuhren. Kaum Gehör finden Stim-
men, die warnen, dass es zumindest bei
der Wein- und Olivenproduktion starke ka-
lifornische Konkurrenz gibt. Doch Kritiker
des Abkommens in Spanien, vor allem klei-
ne linke und Ökogruppen, haben kaum die
Chance, gehört zu werden. Der Antrag der
Vereinigten Linken, die Bevölkerung über
das Abkommen entscheiden zu lassen,
schaffte es nicht einmal auf die Tagesord-
nung des Parlaments.   thomas urban

Umstrittene Sonderrechte für Konzerne

Demonstrieren gegen TTIP: Vor allem in Deutschland ist der Protest gegen das
geplante Freihandelsabkommen groß.  FOTO: DANIEL KARMANN/DPA

Kein Interesse, kaum Informationen

Angst um
Pasta und Mozzarella

Ende der Harmonie
Europa startete euphorisch in die Gespräche mit den USA über einen neuen Wirtschaftsvertrag.

Inzwischen ist das Thema zu einer echten Zerreißprobe geworden

Streit um das Freihandelsabkommen TTIP Von Angst, Hoffnung und Desinteresse – eine europäische Bestandsaufnahme  

Kampf gegen
die Krise
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